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Der Bundesgerichtshof, Senat für LandwirtschaftsSachen, 
hat am 28. November 1990 durch den Vorsitzenden Richter 
Prof. Dr. Hagen und die Richter Linden und Dr. Vogt - gemäß 
§ 20 Abs. 1 Nr. 4 LwVG ohne Zuziehung ehrenamtlicher 
Richter -

beschlossen:

I. Die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß 
des 3. Zivilsenats (Senat für Landwirt­
schaftssachen) des Schleswig-Holsteinischen 
Oberlandesgerichts in Schleswig vom 
30. April 1990 wird auf Kosten des Beteilig­
ten zu 1 als unzulässig verworfen.

Der Geschäftswert für das Rechtsbeschwerde­
verfahren wird auf 50.000 DM festgesetzt.

II. Das Prozeßkostenhilfegesuch des Beteiligten 
zu 1 wird zurückgewiesen, weil die Rechts- 
Verfolgung keine Aussicht auf Erfolg hat.

G r ü n d e  :

I.

Der im Jahre 1971 verstorbene Landwirt W. K. S war
Eigentümer des im Grundbuch von G auf Blatt 73 ver-
zeichneten Hofes. Aus der Ehe mit Margarethe S waren



3

zwei Söhne (die Beteiligten zu 1 und 2) und eine Tochter 
hervorgegangen.

Der Beteiligte zu 1 erlernte die Landwirtschaft, ver­
ließ jedoch 1955 den Hof und gab seinen Eltern mehr als 10 
Jahre kein Lebenszeichen. Am 19. März 1957 errichtete 
W. K. ©in Testament, in welchem er den Beteiligten
zu 2 zum Hoferben bestimmte.

Der Beteiligte zu 2 hat beantragt, ihm ein Hoffolge- 
zeugnis zu erteilen. Das Landwirtschaftsgericht hat dem An­
trag stattgegeben. Die sofortige Beschwerde des Beteiligten 
zu 1 ist erfolglos geblieben.

Mit der Rechtsbeschwerde beantragt der Beteiligte zu 1 
unter Aufhebung des angefochtenen Beschwerdebeschlusses ihm 
ein Hoffolgezeugnis zu erteilen.

II.

Das Oberlandesgericht hat nach Anhörung des Amtes für 
Land- und Wasserwirtschaft die Auffassung vertre­
ten, der Beteiligte zu 2 sei wirksam zum Hof erben bestimmt 
worden. Der Erblasser sei in der Hoferbenbestimmung frei ge 
wesen. Weder habe zugunsten des Beteiligten zu 1 eine form­
los bindende HoferbenbeStimmung bestanden, noch sei der Be­
teiligte zu 2 wirtschaftsunfähig.

III.

Die Rechtsbeschwerde ist unzulässig.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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1. Da die Rechtsbeschwerde vom Oberlandesgericht nicht 
zugelassen ist (§ 24 Abs. 1 LwVG) und es sich auch nicht um 
die Unzulässigkeit der sofortigen Beschwerde handelt (§ 24 
Abs. 2 Nr. 2 LwVG), wäre das Rechtsmittel nur zulässig, wenn 
das Beschwerdegericht von einer in der Rechtsbeschwerdebe­
gründung angeführten Entscheidung eines der in § 24 Abs. 2 
Nr. 1 LwVG bezeichneten Gerichte oder des Bundesverfassungs­
gerichts abgewichen wäre und der angefochtene Beschluß auf 
der Abweichung beruhte. Eine Abweichung ist nur dann anzu­
nehmen, wenn das Beschwerdegericht eine bestimmte Rechts­
frage abweichend von dem tragenden Rechtssatz einer solchen 
Vergleichsentscheidung beantwortet hat. Der Rechtsbe­
schwerdeführer muß in der Begründung der Abweichungsrechts- 
beschwerde die von der angezogenen und von der angefochtenen 
Entscheidung verschieden beantwortete Rechtsfrage bezeichnen 
sowie weiter darlegen, inwieweit beide Entscheidungen die 
gleiche Rechtsfrage verschieden beantworten und daß die 
angefochtene Entscheidung auf dieser Abweichung beruht (vgl. 
BGHZ 89, 149 f).

2. Diesen Anforderungen wird die Rechtsbeschwerde nicht 
gerecht.

Sie meint zwar, das Beschwerdegericht sei bei der Prü­
fung und Bejahung der Wirtschaftsfähigkeit des Beteiligten 
zu 2 von Beschlüssen des Bundesgerichtshofes vom 20. Februar 
1951, 29. April 1952, 7. Dezember 1954, 3. Februar 1959,
5. Mai 1959, 11. Juli 1961, 10. Juli 1962, 9. Juli 1963 und 
des Obersten Gerichtshofs für die ehemals Britische Zone vom 
28. September 1949 abgewichen. Mangels Angabe des Aktenzei­
chens oder der Fundstelle einer dieser Entscheidungen vermag
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der Senat schon nicht nachzuprüfen, welche von den angeführ­
ten Entscheidungen angeblich abweichende Rechtssätze dort 
aufgestellt worden sind.

Im übrigen ist auch nicht ersichtlich, daß das Be­
schwerdegericht einen Rechtssatz aufgestellt hat, wonach vom 
Bundesgerichtshof oder dem Obersten Gerichtshof aufgestellte 
Grundsätze für die Prüfung der Wirtschaftsfähigkeit eines 
testamentarisch bestimmten Hoferben nicht zu beachten 
seien.

Ob die Wirtschaftsfähigkeit des Beteiligten zu 2 zu 
Recht bejaht worden ist, ist für die Zulässigkeit der 
Rechtsbeschwerde ohne Bedeutung. Eine sachliche Überprüfung 
des angefochtenen Beschlusses kommt nur in Betracht, wenn 
die Voraussetzungen des § 24 Abs. 2 Nr. 1 LwVG erfüllt sind. 
Da dies jedoch nicht der Fall ist, ist die Rechtsbeschwerde 
mit der Kostenfolge aus § 44 LwVG als unzulässig zu verwer­
fen .

Eine Prozeßkostenhilfebewilligung kommt mangels Er­
folgsaussicht des Rechtsmittels nicht in Betracht.

Hagen Linden Vogt
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